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 Vollzug der Verordnung zur Durchführung gemeinschaftsrechtlicher und unionsrechtlicher 
Vorschriften über Maßnahmen zur Bekämpfung, Überwachung und Beobachtung der 
Blauzungenkrankheit (EG-Blauzungenbekämpfung-Durchführungsverordnung); 

 
I. Erlaubnis zur Durchführung von Schutzimpfungen gegen die Blauzungenkrankheit 

 
1. Allen Haltern von für die Blauzungenkrankheit empfänglichen Tieren im Stadtgebiet 

Passau wird gemäß § 4 Abs. 1 der EG-Blauzungenbekämpfungs-
Durchführungsverordnung die Genehmigung erteilt, ihre für die Blauzungenkrankheit 
empfänglichen Tiere mit inaktivierten Impfstoffen gegen die Blauzungenkrankheit zu 
impfen.  

 
2. Die Genehmigung unter Ziffer I.1 wird unter folgenden Auflagen und Bedingungen 

erteilt: 
 

2.1 Die Immunisierung hat gemäß den Empfehlungen der Impfstoffhersteller zu 
erfolgen. 

2.2 Eine Impfung darf grundsätzlich nur mit zugelassenen Impfstoffen durchgeführt 
werden. Sofern keine zugelassenen Impfstoffe zur Verfügung stehen, darf eine 
Impfung:  

• nur durch einen Tierarzt erfolgen, der vor Durchführung der Impfung beim 
bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz eine 
Ausnahmegenehmigung für die Anwendung bestimmter Impfstoffe in den von ihm 
betreuten Tierbeständen erhalten hat, 

• oder mit einem Impfstoff erfolgen, für den durch das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) 
eine Chargenfreigabe erteilt wurde. 

2.3 Die Durchführung der BT-Impfung ist durch den Impftierarzt zu dokumentieren. 
Dabei sind Ort und Datum der Impfung, der verwendete Impfstoff, die eingesetzte 
Charge sowie die Anzahl der geimpften Tiere anzugeben.  

2.4 Die Durchführung der Impfung mit den entsprechenden Angaben ist vom 
Tierbesitzer bzw. vom mit der Impfung beauftragten Tierarzt über die HIT-
Datenbank zu melden. 

2.5 Bei Rindern sind die BT-Impfungen einzeltierbezogen zu erfassen. 

2.6 Die nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von Auflagen zur 
Sicherstellung der gesetzlichen Voraussetzungen dieser Genehmigung bleibt 
vorbehalten. 

2.7 Der jederzeitige Widerruf der Genehmigung in Ziffer I.1 bleibt vorbehalten. 
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II. Kosten werden für diese Allgemeinverfügung nicht erhoben. 
 
III. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Passau, 10.07.2017 
 
Stadt Passau 
 
 
 
 
Grochtmann 
 
 
Hinweise:  
 
1. Die Impfung gegen die Blauzungenkrankheit erfolgt auf freiwilliger Basis, wird aber aus 

Tierschutzgründen und zur Vermeidung wirtschaftlicher Schäden dringend empfohlen. Das 
Friedrich-Löffler-Institut (FLI) für Viruskrankheiten der Tiere hat in einer Risikobewertung die 
Impfung gegen die Blauzungenkrankheit der Serotypen BTV-4 und BTV-8 wegen 
herannahender Ausbruchsfälle in Nachbarländern dringend empfohlen. 

 
2. Die Durchführung durch den von ihm beauftragten Tierarzt erfolgt im Rahmen eines 

Dienstvertrages nach §§ 611 ff. BGB mit der daraus resultierenden Kostenfolge. Auf die 
Beihilferegelungen des Tierseuchenfonds wird verwiesen. 

 
3. Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz ist nur der verfügende Teil 

einer Allgemeinverfügung öffentlich bekannt zu machen. Die Allgemeinverfügung liegt mit 
Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung bei der Stadt Passau, Ordnungsamt, Zimmer 204, 
Vornholzstraße 40, 94036 Passau aus. Sie kann während der allgemeinen Dienstzeiten 
eingesehen werden. 
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Bebauungsplan „Neue Mitte Passau – Teilgebiet 1“, Gmkg. St. Nikola und Passau,  
2. Änderung; 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 
Der Stadtrat hat den o.a. Bebauungsplan am 03.07.2017 als Satzung beschlossen.  
Mit dieser Änderung wird im Rahmen einer Innenentwicklung auf dem Nibelungenplatz (Fl.Nr. 42/14 Gmkg. 
St. Nikola) ein feststehender Kiosk ermöglicht. 
     
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
Der Bebauungsplan mit Begründung wird vom heutigen Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3, 94032 
Passau, 2. Etage, Zimmer 206, während der Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften und von Mängeln in der Abwägung sowie die Rechtsfolgen hingewiesen.  
 
Hierzu werden die §§ 214 und 215 BauGB im Wortlaut bekannt gegeben: 

§ 214 Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächennut-
zungsplans und der Satzungen; ergänzendes Verfahren 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur 
beachtlich, wenn  
 

1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde be-
kannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutref-
fend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und 
auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 

2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2, nach § 13 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 
und § 13b, nach § 22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 
5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn  

a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige 
Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden 
Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt 
worden sind, 

b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar sind, gefehlt haben, 

c) der Hinweis nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 auf § 47 Absatz 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung, auch in Verbindung mit § 13 Absatz 2 Satz 2, § 
13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b Satz 1, gefehlt hat, 

d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die 
Dauer einer angemessenen längeren Frist ausgelegt worden ist und die Be-
gründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes 
nachvollziehbar ist, 
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e) bei Anwendung des § 4a Absatz 4 Satz 1 der Inhalt der Bekanntmachung 
und die auszulegenden Unterlagen zwar in das Internet eingestellt, aber nicht 
über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich sind, 

f) bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde oder 

g) bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung 
mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, die Voraussetzungen für die 
Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden 
sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 

sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, 
§ 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die 
Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvoll-
ständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug 
auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesent-
lichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht 

gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 

Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig 
ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse darge-
legt wird. 
 
(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn  
 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 
Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung ei-
nes vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächen-

nutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungs-
plan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Un-

wirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließ-
lich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
(2a) Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a, auch in Verbindung 
mit § 13b, aufgestellt worden sind, gilt ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes:  
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1. (weggefallen) 
 

2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit 
des Bebauungsplans unbeachtlich. 

 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer 

Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als 
ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; 
dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstige Träger öffentlicher 
Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein für die Rechtswirk-
samkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 
4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vor-

liegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den 
Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 
zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls 
besteht ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 
(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im 
Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
(4) Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein ergänzendes Verfahren zur Be-
hebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 

§ 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 

(1) Unbeachtlich werden  
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichne-
ten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind. 
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(2) Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungsplans oder der Satzung ist auf die Voraussetzungen 
für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hinzuwei-
sen. 
 
Passau, den 06. Juli 207            
STADT PASSAU 
 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister 
 
 
 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 

Bebauungsplan „Mühltal“, Gmkg. Beiderwies, 7. Änderung; 
Bekanntmachung des Änderungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 8 BauGB so-
wie der öffentlichen Auslegung gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 3 
Abs. 2 BauGB 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr der Stadt Passau hat in seiner Sitzung am 21.03.2017 die 
7.  Änderung des Bebauungsplans „Mühltal“, Gmkg. Beiderwies, beschlossen. 
 
Mit dieser Bebauungsplanänderung soll im Rahmen einer Nachverdichtung im Bereich des bestehenden 
Anwesens „Mühltalstraße 25“ (Fl.Nrn. 222/1 und 222) anstelle des bislang als Gewerbefläche genutzten Ne-
bengebäudes ein Wohngebäude mit max. zwei zulässigen Wohneinheiten (WE) ermöglicht werden. Zudem 
soll mittels geringfügiger Ausweitung des Geltungsbereichs eine neue Baugrenze zur Ermöglichung eines 
Nebengebäudes festgesetzt werden.  
 
Da es sich bei dieser Bebauungsplanänderung um eine Maßnahme der Innenentwicklung handelt, liegt ein 
so genannter „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ im Sinne von § 13 a BauGB vor. Die Änderung des 
Bebauungsplanes erfolgt daher im „beschleunigten Verfahren“ gem. § 13 a Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 BauGB. Von 
der Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird dabei gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 
13 Abs. 3 BauGB abgesehen.  
 
Der o.a. Bebauungsplan mit Begründung liegt vom 21. Juli 2017 bis einschließlich 04. September 2017 
während der Dienststunden vor dem Zimmer 206 des Neuen Rathauses, II. Etage, Rathausplatz 3, 94032 
Passau, öffentlich aus. Zudem können die Planentwürfe auch unter www.passau.de eingesehen werden.   
 
Während dieser Zeit können Anregungen bzw. Stellungnahmen von jedermann schriftlich oder zur Nieder-
schrift vorgebracht werden. Nach der Auslegungsfrist eingegangene Anregungen bzw. Stellungnahmen kön-
nen evtl. nicht mehr berücksichtigt werden.  
 
Passau, den 06.07.2017 
        
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister  
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 

Bebauungsplan „Karlsbader Straße“, Gmkg. Haidenhof, 19. Änderung 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 
Der Stadtrat hat den o.a. Bebauungsplan am 03.07.2017 als Satzung beschlossen.  
Mit dieser Bebauungsplanänderung wird im Rahmen einer Nachverdichtung die bisherige Baugrenze im Be-
reich der Fl.Nrn. 434/34 (Anwesen „Memelstraße 47“) erweitert, um einen Anbau an das bestehende Gebäu-
de zu ermöglichen.       
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
Der Bebauungsplan mit Begründung wird vom heutigen Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3, 94032 
Passau, 2. Etage, Zimmer 206, während der Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften und von Mängeln in der Abwägung sowie die Rechtsfolgen hingewiesen.  
 
Hierzu werden die §§ 214 und 215 BauGB im Wortlaut bekannt gegeben: 

§ 214 Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächennut-
zungsplans und der Satzungen; ergänzendes Verfahren 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur 
beachtlich, wenn  
 

1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde be-
kannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zu-
treffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich 
und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 

Absatz 2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2, 
nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a 
Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, nach § 22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 
Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeacht-
lich, wenn  

a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige 
Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden 
Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt 
worden sind, 

b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar sind, gefehlt haben, 

c) der Hinweis nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 auf § 47 Absatz 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung, auch in Verbindung mit § 13 Absatz 2 Satz 2, § 
13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b Satz 1, gefehlt hat, 
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d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die 
Dauer einer angemessenen längeren Frist ausgelegt worden ist und die Be-
gründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes 
nachvollziehbar ist, 

e) bei Anwendung des § 4a Absatz 4 Satz 1 der Inhalt der Bekanntmachung 
und die auszulegenden Unterlagen zwar in das Internet eingestellt, aber nicht 
über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich sind, 

f) bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde oder 

g) bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung 
mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, die Voraussetzungen für die 
Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden 
sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 

sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, 
§ 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die 
Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvoll-
ständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Be-
zug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwe-
sentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht 

gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 

Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig 
ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse darge-
legt wird. 
 
(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn  
 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 
Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung ei-
nes vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächen-

nutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungs-
plan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Un-

wirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließ-
lich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
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4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

(2a) Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a, auch in Verbindung 
mit § 13b, aufgestellt worden sind, gilt ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes:  

1. (weggefallen) 

 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit 

des Bebauungsplans unbeachtlich. 

 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer 

Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als 
ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; 
dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstige Träger öffentlicher 
Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein für die Rechtswirk-
samkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 
4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vor-

liegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den 
Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 
zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls 
besteht ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 
(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im 
Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 
 
(4) Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein ergänzendes Verfahren zur Be-
hebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 

§ 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 

(1) Unbeachtlich werden  
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichne-
ten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
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Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind. 
 
(2) Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungsplans oder der Satzung ist auf die Voraussetzungen 
für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hinzuwei-
sen. 
 
Passau, den 06. Juli 2017            
 
STADT PASSAU 
 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister 
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